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Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 24 auf: 

Unterrichtung durch den Parlamentarischen Bei-
rat für nachhaltige Entwicklung 

Stellungnahme des Parlamentarischen Beira-
tes für nachhaltige Entwicklung zum Bericht 

des Peer Review 2013 zur Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie „Sustainability – Made in 
Germany“ 

Drucksache 18/3214  

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. – Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Kollege Dr. Andreas Lenz, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir sprechen heute Abend über die Stellung-
nahme des Beirats für nachhaltige Entwicklung 
zum Peer-Review-Gutachten 2013. Die Ausführun-
gen des Peer Reviews wurden von acht hochkarä-
tigen internationalen Expertinnen und Experten er-
stellt. Das Gutachten bewertet die nationale Nach-
haltigkeitsstrategie in Deutschland. Außerdem be-
zieht sich der Bericht auf den internationalen As-
pekt zum Thema einer nachhaltigen Entwicklung. 
Die Gutachter betonen die gewaltigen Aufgaben 
auf globaler Ebene, die im Kontext einer nachhalti-
gen Entwicklung bestehen. 

Während meiner fünfminütigen Redezeit sterben 

weltweit circa 30 Kinder an Unterernährung oder 
behandelbaren Krankheiten. In diesen fünf Minuten 
wird eine vollständige Tier- oder Pflanzenart aus-
sterben. In diesen fünf Minuten werden wir weltweit 
circa 30 Schwimmbäder von olympischer Größe an 
Öl verbrennen. In diesen fünf Minuten werden 150 
Fußballfelder an Waldfläche gerodet werden. 

Die Herausforderungen auf globaler Ebene se-
hen die Gutachter vor allem im Hinblick auf Hunger 
und Armut ebenso wie hinsichtlich des zu erwar-
tenden Bevölkerungswachstums auf etwa 9 Milliar-
den Menschen bis 2050. Aber auch die weltweit 
ungebremste Nutzung fossiler Energieträger und 
die damit einhergehende klimatische Veränderung 
stehen einer nachhaltigen Entwicklung entgegen. 

Wenn wir also über nationale Ziele sprechen, 
dürfen wir nie den internationalen Kontext aus den 
Augen verlieren. Auch deshalb ist es wichtig, dass 
Deutschland im Rahmen des Post-2015-Prozesses 
zur Schaffung nachhaltiger globaler Entwicklungs-
ziele eine aktive Rolle spielt. 

Deutschland selbst geben die Experten ein 
grundsätzlich gutes Zeugnis. Gerade die deutsche 
Energiewende wird als vorbildhaft gesehen und als 
größtes kollektives Transformationsprojekt seit der 
deutschen Wiedervereinigung bezeichnet. Die Ex-
perten honorieren das Ziel, bis 2022 aus der Atom-
energie auszusteigen und gleichzeitig bis 2050 das 
Ziel einer CO2-armen Wirtschaft durch die Redukti-
on der Treibhausgase um 80 bis 90 Prozent, ge-
messen am Niveau von 1990, erreichen zu wollen. 
Wir hatten heute bereits die entsprechenden De-
batten im Plenum. 

Es ist zudem notwendig, den Nachhaltigkeitsge-
danken auch in Betrieben und Unternehmen, in 



den Unternehmenskulturen zu verankern und zu 
leben. Die Experten weisen auf den deutschen 
Nachhaltigkeitskodex hin, der vom deutschen 
Nachhaltigkeitsrat entwickelt wurde. Dieser kann 
ein Beispiel sein, nach welchen Kriterien der As-
pekt der Nachhaltigkeit in Unternehmen verankert 
werden kann. 

In ihrem Bericht verdeutlichen die Experten, auf 
welchen staatlichen Ebenen bereits Fortschritte er-
zielt worden sind und wo noch Handlungsbedarf 
besteht. So wurde gegenüber dem ersten Peer 
Review von 2009 das Bundeskanzleramt als 
Schnittstelle der Nachhaltigkeitspolitik gestärkt. Ein 
eigenständiges Referat, das die Nachhaltigkeitspo-
litik inhaltlich verantwortet, wurde installiert. 

Die Verankerung einer formellen Nachhaltig-
keitsprüfungsbewertung sämtlicher Verordnungen 
und Gesetze seit 2010 zeigt, dass das Parlament 
die Bundesregierung hinsichtlich ihrer Nachhaltig-
keitspolitik beim Wort nimmt. Die zielgerichtete 
Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsprüfung wird 
nun eine große Aufgabe in dieser Legislaturperiode 
sein. Auch dazu sind zusätzliche Ressourcen für 
den Beirat erforderlich. In dieser Forderung sehen 
wir uns durch die Empfehlungen der Gutachter be-
stätigt. 

Der Beirat für nachhaltige Entwicklung unter-
stützt die Forderung, den Nachhaltigkeitsgedanken 
stärker in die Ausbildungspläne für angehende 
Lehrkräfte und im Bildungsbereich generell zu in-
tegrieren. Wir müssen Mittel und Wege finden, um 
das Bewusstsein für die Bedeutung einer nachhal-
tigen Entwicklung zu stärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Letztlich muss der Gedanke der Nachhaltigkeit die 
Herzen der Menschen erreichen. Nachhaltigkeit 
muss gelebt werden, um nicht als Floskel und 
Worthülse zu verkommen. 

(Dr. Valerie Wilms [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auf allen Ebenen, auch in der 
Regierung!) 

Die Experten zeigen uns in ihrem Bericht, wo wir 
bei der Umsetzung der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie stehen. 

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Da kön-
nen die Grünen noch etwas lernen!) 

– Alle können etwas lernen. – Wir haben schon vie-
les erreicht, auch dadurch, dass wir uns ambitio-
nierte Ziele gesetzt haben. Trotzdem gibt es noch 
Hausaufgaben für uns auf nationaler Ebene, aber 
auch auf internationaler Ebene. 

Lassen Sie mich noch einen Satz bezüglich der 
Stellungnahme des Beirats sagen. Man lernt sich in 
den verschiedenen Berichterstatterrunden doch 
etwas besser kennen, Frau Wilms. Das uns selbst 
auferlegte Konsens-prinzip kann hier manchmal zur 
Belastung werden. Letztlich kommt es aber darauf 

an, was am Ende herauskommt. Ich bin der Mei-
nung, dass die Stellungnahme ein guter Ansatz für 
eine Stärkung einer nachhaltigen Entwicklung ist. 

Danke für die gemeinsame Arbeit und vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Vielen Dank. – Für die Fraktion Die Linke hat 
jetzt das Wort der Kollege Hubertus Zdebel. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Der Bericht der acht internationalen Expertin-
nen und Experten zur nationalen Nachhaltigkeits-
strategie liegt seit vergangenem Jahr vor. Er zeigt, 
dass die Anstrengungen für die Umsetzung einer 
Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland in vielen Poli-
tikbereichen deutlich gesteigert werden müssen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Verankerung des Nachhaltigkeitsgedankens in 
den verschiedenen Politikbereichen des Deutschen 
Bundestages ist eine zentrale Aufgabe, wenn wir 
die Verantwortung für die zukünftigen Generatio-
nen wahrnehmen wollen. 

In dem Bericht wird klar formuliert, dass „jede 
Verarbeitung fossiler Rohstoffe weitere Treibhaus-
gase freisetzt“ und die „Funde neuer Quellen fossi-
ler Rohstoffe die Begrenztheit des Planeten Erde 
nicht aufheben“ können. Ich hoffe, dass der Parla-
mentarische Beirat es in dieser Legislaturperiode 
auch schafft, daraus eine gemeinsame Forderung 
für eine schnelle Dekarbonisierung der Energiepoli-
tik zu entwickeln. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ausdrücklich unterstützen wir alle Anstrengungen 
und Anregungen für ein Kohleausstiegsgesetz und 
den schnellstmöglichen Ausstieg aus der klima-
schädlichen Kohleverstromung. Ich hoffe, dass die 
Diskussionen im Parlamentarischen Beirat dazu 
beitragen werden, den Forderungen der Kohlelob-
by eine Gegenposition für den schnellen Ausbau 
dezentraler Anlagen zur Erzeugung von Energie 
aus regenerativen Quellen entgegenzusetzen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Auch die Alternativen, zwischen denen es welt-
weit im Energiesektor zu entscheiden gilt, werden 
im Expertenbericht besonders kritisch gesehen. 
Ausdrücklich erwähnt wird im Bericht Fracking. Das 
finde ich sehr bemerkenswert, vor allem vor dem 
Hintergrund, dass die Bundesregierung plant, ein 
Gesetz auf den Weg zu bringen, das Fracking er-
möglicht. Ich denke, der Bericht hat darauf eine 
klare Antwort gegeben. 



Eine nachhaltige Energiepolitik muss in den 
nächsten Jahren die Grundlagen für eine dezentra-
le Energieerzeugungs- und -verteilungsstruktur 
schaffen. Die bisherige Politik der Bundesregierung 
wird dem nicht gerecht. Die Entscheidungen der 
letzten Monate schreiben die zentralisierten Struk-
turen mit Großkraftwerken fort und müssen grund-
legend verändert werden. Die Linke fordert die 
Stärkung dezentraler, demokratischer Strukturen in 
der Energieerzeugung. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sehr geehrte Damen und Herren, mit der Forde-
rung an die Europäische Kommission, die europäi-
sche Nachhaltigkeitsstrategie fortzuschreiben, 
kann der Deutsche Bundestag dazu beitragen, die 
Fixierung der EU-Kommission auf die aus unserer 
Sicht falsche Ausrichtung der Strategie „Europa 
2020“ zu verändern. Die Fraktion Die Linke sieht in 
der einseitigen Fixierung der EU-Kommission auf 
den Ausbau von transeuropäischen Netzen in der 
Verkehrspolitik, der Energiepolitik und der Infra-
strukturpolitik eine falsche Entwicklung. Die Kom-
mission setzt mit der Strategie „Europa 2020“ auf 
eine einseitige Wachstumsfixierung durch konven-
tionelles Wirtschaftswachstum. Damit wird die EU-
Kommission die Ziele zur Reduktion der klima-
schädlichen Treibhausgase nicht erreichen – 
ebenso wenig wie einen Umbau der industrialisier-
ten Agrarindustrie. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die grundle-
gende Verankerung des Nachhaltigkeitsgedankens 
als zentrale Querschnittsaufgabe der Politik muss 
aber auch im Deutschen Bundestag verwirklicht 
und weiterentwickelt werden. Die dazu angestellten 
Überlegungen finden unsere ausdrückliche Unter-
stützung. 

Mit dem Parlamentarischen Beirat für nachhalti-
ge Entwicklung ist eine erste Grundlage für die 
Verbesserung der Nachhaltigkeitspolitik im Deut-
schen Bundestag geschaffen worden; das begrü-
ßen wir ausdrücklich. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Wie mir berichtet wurde – ich selber bin ja nicht 
Mitglied in diesem Beirat –, herrscht dort eine sehr 
kon-struktive Arbeitsatmosphäre. Der Versuch, 
trotz zum Teil sehr unterschiedlicher Politikvorstel-
lungen gemeinsame Lösungen zur Stärkung des 
Nachhaltigkeitsgedankens voranzubringen, dürfte, 
auch für den Bundestag, etwas Besonderes sein. 
Insofern auch im Namen meiner Fraktion herzli-
chen Dank für die im Beirat geleistete Arbeit! 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Vielen Dank. – Nächster Redner ist Carsten 
Träger, SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Carsten Träger (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! 

Deutschland hat einigen Grund, auf seine Er-
rungenschaften im Übergang zu einer nach-
haltigeren Welt stolz zu sein. 

Das sage nicht ich, obwohl ich diese Auffassung 
durchaus teile; vielmehr stammt dieses Zitat von 
Björn Stigson, dem Vorsitzenden der internationa-
len Expertenkommission, die die Bundesregierung 
eingesetzt hat, um die deutsche Nachhaltigkeits-
strategie zu begleiten. Dieses Zitat ist im Peer Re-
view Sustainability – Made in Germany, den wir 
heute diskutieren, nachzulesen. 

Das Lob der Peers gilt einerseits den Ansätzen 
und Strukturen, die wir in Deutschland für nachhal-
tige Entwicklung haben, aber durchaus auch ein-
zelnen politischen Themen. So nennen die Peers 
als ein zentrales Projekt der nachhaltigen Entwick-
lung in Deutschland die Energiewende. In der Tat 
blickt die ganze Welt auf uns. Wir gehen hier in 
Sachen erneuerbare Energien voran. 

Der Peer Review stammt aus dem Jahr 2013. 
Darin fordern die Peers eine klare Koordination und 
Planung der Energiewende. Am Ende des Jahres 
2014 können wir feststellen: Deutschland macht 
seine Hausaufgaben. Unser Wirtschafts- und 
Energieminister schultert dieses Vorhaben gerade. 
Er bringt Planungssicherheit und Rahmenbedin-
gungen für einen geordneten Ausbau der erneuer-
baren Energien zusammen. Das ist nicht einfach. 
Hier geht es nicht zuletzt um viel Geld. Aber eines 
möchte ich hier sagen: Sigmar Gabriel macht einen 
richtig guten Job. 

(Beifall bei der SPD) 

Deutschland kann auf die Energiewende stolz sein. 

Herr Kollege Zdebel, Sie haben Fracking ange-
sprochen, dazu muss ich sagen: Die Peers reagie-
ren schlicht und einfach deshalb nicht auf die Fra-
cking-Gesetze der Bundesregierung, weil sie sich 
schon im Jahr 2013 geäußert haben. Sie haben es 
ja erwähnt, Herr Zdebel: Sie sind nicht Mitglied im 
Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwick-
lung; deswegen haben Sie an dessen Diskussio-
nen nicht teilgenommen. Von daher ist Ihnen Ihre 
Anmerkung vielleicht nachzusehen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist eine Er-
rungenschaft des Parlamentarischen Beirats für 
nachhaltige Entwicklung, dass jedes Gesetz über 
seinen Tisch geht. 

 Wir überprüfen, ob in den Vorlagen die 
sogenannten Indikatoren und Managementregeln 
berücksichtigt wurden – 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-



NEN]: Aber nur formal!) 

eine wichtige Aufgabe des Parlamentarischen Bei-
rats, aber es ist eine rein formale Prüfung, die wir 
da bisher vornehmen; gut, aber nicht gut genug. 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!) 

Wenn wir das Prinzip der Nachhaltigkeit ins Be-
wusstsein rücken wollen, wenn wir Nachhaltigkeit 
immer mitdenken wollen, dann dürfen wir hier nicht 
stehen bleiben. Wir wollen hin zu einer inhaltlichen 
Prüfung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schauen 
wir mal, ob das gelingt!) 

Wir wollen uns einmischen. Einen Schritt in die 
richtige Richtung gehen wir in zwei Wochen. Auf 
Anregung der SPD und unseres zuständigen Kol-
legen im Umweltausschuss, Michael Thews, wer-
den wir am 17. Dezember eine öffentliche Anhö-
rung im Beirat zum Thema Produktverantwortung 
durchführen. Die Produktverantwortung ist Teil des 
Wertstoffgesetzes, das das parlamentarische Ver-
fahren bald erreichen wird. 

Da stellen sich dann ganz zentrale Fragen: Wie 
können wir Anreize für Hersteller schaffen, schon 
beim Produktdesign Abfallvermeidung zu berück-
sichtigen und auch dort schon an die leichte und 
effiziente Recycelbarkeit zu denken? Wie kann 
dies durch Forschungsvorhaben oder gesetzliche 
Vorschriften unterstützt werden? Wie kann die 
Produktverantwortung insgesamt zu einem sinnvol-
len Steuerungselement der Ressourcenschonung 
werden? Hier kann und hier wird die Debatte im 
Parlamentarischen Beirat hoffentlich Impulse set-
zen. Sie alle sind zu der Anhörung natürlich herz-
lich eingeladen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte an 
der Stelle aber auch kritisch sein. Das alles geht 
nicht oder jedenfalls nicht so gut, wie wir uns das 
wünschen, mit unserer bisherigen Ausstattung. 
Auch die Peers kamen zu dem Schluss, dass es 
dringend einer besseren personellen Ausstattung 
bedarf. Wir brauchen ein größeres Beiratssekreta-
riat, damit es uns bei der Vorbereitung der Geset-
zesprüfung unterstützen kann; genauso benötigen 
wir dringend Strukturen und Personal in den Frak-
tionen, die die Arbeit für die Nachhaltigkeit stärken. 

Meine Meinung ist, dass es nicht sein kann, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Abgeordnetenbüros neben all der Arbeit, die sie für 
uns zur Unterstützung in den regulären Ausschüs-
sen leisten, für uns auch noch für die Berichterstat-
tergruppen des Beirats arbeiten müssen; denn dies 
ist tatsächlich ein erheblicher Aufwand. Wie ge-
sagt, wir beschäftigen uns mit sehr vielen Geset-
zesvorlagen. Deshalb bitte ich darum, dass wir uns 

mit dem Thema beschäftigen, um eine bessere 
Ausstattung zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir es ernst meinen mit einer inhaltlichen 
Nachhaltigkeitsprüfung der Vorlagen, dann stoßen 
wir an Grenzen. Wenn wir es ernst meinen mit dem 
Koalitionsvertrag, in dem wir eine Stärkung des 
Parlamentarischen Beirats festgeschrieben haben, 
und wenn wir es ernst meinen mit all unseren Re-
den über die Wichtigkeit von Nachhaltigkeit, dann 
brauchen wir diese bessere Ausstattung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte 
noch einen weiteren Punkt ansprechen, in dem wir 
uns im Beirat fraktionsübergreifend einig sind. In 
jeder Wahlperiode verliert der Beirat wertvolle Zeit, 
oft Monate, bis er wieder eingerichtet ist. Hier su-
chen wir gerade nach einem praktikablen Verfah-
ren, wie man das besser machen kann. Meine 
Meinung – ich glaube, auch die der meisten Bei-
ratsmitglieder – ist, dass wir den Beirat am besten 
verstetigen können, indem wir ihn in der Ge-
schäftsordnung verankern. Ich hoffe, dass wir auch 
hier gute Diskussionen führen können und am En-
de zu einem guten Ergebnis kommen. 

Ich glaube, dass dieser Weg lohnend ist. In mei-
ner Vorstellung entwickelt sich der Parlamentari-
sche Beirat zu einem Ort, an dem weitblickend an-
gelegte Debatten zu wichtigen Fragen geführt wer-
den können. Nachhaltige Politik ist eben mehr als 
Umweltpolitik im neuen Gewand; sie ist auch mehr 
als der berühmte Dreiklang von Ökonomie, Ökolo-
gie und Sozialem. Nachhaltigkeitspolitik, wie ich sie 
mir vorstelle, nimmt die langen Zeitschienen in den 
Blick. 

Genau hier sehe ich den Parlamentarischen Bei-
rat als den Ort der Debatte und als Impulsgeber. 
Natürlich werden wir nicht für alle Fragen Lösun-
gen liefern können; aber ich bin der Überzeugung, 
dass es dem deutschen Parlament gut anstehen 
würde, einen solchen Ort zu haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben in 
Deutschland hervorragende Ansätze, wie uns der 
Peer Review bescheinigt: eine nationale Nachhaltig-
keitsstrategie, den Staatssekretärsausschuss mit 
seiner Verankerung im Bundeskanzleramt, den Rat 
für nachhaltige Entwicklung, der die Regierung be-
rät. Aber wir als Parlament müssen noch etwas 
nachlegen; wir hinken da etwas hinterher. 

Erlauben Sie mir noch eine Bemerkung zum 
Schluss. Wenn ich mir die späte, die nächtliche 
Debattenzeit vor Augen führe, muss ich sagen: 
Das ist schon ein Hinweis darauf, dass das Thema 
Nachhaltigkeit noch nicht in der Mitte des Bundes-



tags angekommen ist. Da gehört es aber hin. Ich 
wünsche mir zu Weihnachten, dass wir die nächste 
Debatte über dieses Thema zu einem früheren 
Zeitpunkt, vielleicht bei Tageslicht, führen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Vielen Dank. – Da das schon das zweite Mal 
war, dass auf die Debattenzeit hingewiesen wurde, 
möchte ich nur darauf aufmerksam machen, dass 
sich alle diesbezüglich an ihre Parlamentarischen 
Geschäftsführer und Geschäftsführerinnen wen-
den; denn die bestimmen die Debattenzeit. Das 
macht nicht das Präsidium. Bitten Sie sie, dass 
beim nächsten Mal alle Themen morgens behan-
delt werden. Dann müssen wir sehen, wie wir das 
parallel hinbekommen; vielleicht klappt das ja. 

Nächste Rednerin für Bündnis 90/Die Grünen ist 
jetzt Dr. Valerie Wilms. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da können wir ein-
fach mal mitklatschen! – Beifall beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei der 
CDU/CSU und der SPD – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Valerie hat 
es verdient!) 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine Vorredner haben ja schon erwähnt: Wir 
reden heute über die erste Unterrichtung – so heißt 
es formal –, die der Parlamentarische Beirat für 
nachhaltige Entwicklung in dieser Legislaturperiode 
abliefert. Daran haben alle vier Fraktionen wirklich 
gleichberechtigt mitarbeiten können; da machen 
wir nicht diesen Mummenschanz zwischen Koaliti-
on und Opposition. Dafür herzlichen Dank! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN) 

Aber wenn ich mir die die Debatte anhöre, habe 
ich den Eindruck, dass wir hier eigentlich über un-
terschiedliche Sachen reden. Denn wenn ich mir 
den Peer-Review-Bericht anschaue, stelle ich fest: 
Da steht deutlich drin, dass Deutschland hinter sei-
nen Möglichkeiten zurückbleibt. Das ist nämlich die 
bittere Kernbotschaft, die uns die Peers mitgege-
ben haben: Wir könnten deutlich mehr machen. – 
Gerade an der Situation bei der Energiewende ma-
chen die Peers diese Aussage fest. Da stimme ich 
ihnen – leider – voll zu. Da müssen wir deutlich 
nachlegen. 

Es gibt bislang keine Koordinierung im Hinblick 
auf das Zusammenspiel der verschiedenen Ener-

gieträger bis zur vollständigen Umstellung auf er-
neuerbare Energien; das haben wir noch nicht ge-
schafft. Wir müssen uns fragen: Wie viele CO2-
Schleudern, also vor allem Braunkohlekraftwerke, 
sind wirklich noch nötig, und zwar heute und dann, 
wenn die Atomkraftwerke endlich abgeschaltet 
worden sind? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Frage ist 
doch, wie die Energieversorger, große wie kleine, 
ihre Geschäftsmodelle weiterentwickeln können. 
Dafür brauchen sie von uns eindeutige Vorgaben, 
und das dringend. Wir lassen es zu, dass der 
Strompreis an der Börse verfällt, und subventionie-
ren dafür stromintensive Unternehmen. Hier ist 
mehr konzeptionelles Arbeiten dringend nötig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Je besser wir die Energiewende durchplanen, um-
so besser können sich die Unternehmen darauf 
vorbereiten und ihre Mitarbeiter entsprechend qua-
lifizieren. Eon zeigt durchaus, in welche Richtung 
das gehen kann. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will noch ei-
nen Blick auf die Debatte um Wachstum, Wohl-
stand und Lebensqualität werfen. – Vorher muss 
ich aber erst einmal einen Schluck trinken, um 
mich zu beruhigen. 

(Heiterkeit – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber bitte keine 
Schlaftablette nehmen!) 

Diese Debatte kocht ja immer wieder hoch. In der 
letzten Wahlperiode hat eine Enquete-Kommission 
einen Vorschlag mit einer großen Menge an Wohl-
standsindikatoren, Warnlampen und Hinweislam-
pen vorgelegt; irgendwo hier im Bundestag sollte 
es eine entsprechende Installation geben. So sollte 
nämlich der Wachstumsindikator Bruttoinlandspro-
dukt ergänzt werden. Dabei wurde einfach igno-
riert, dass es das schon längst gibt. Seit 2002 ha-
ben wir die nationale Nachhaltigkeitsstrategie. Aber 
es macht ja immer mehr Spaß, neue Messsysteme 
auf weißes Papier zu schreiben, als sich darum zu 
kümmern, das alte Messsystem mit seinen 21 Indi-
katoren wie Flächenverbrauch, Artenvielfalt, Res-
sourceneffizienz anzuwenden und die notwendigen 
Ziele wirklich zu erreichen. 

Das, was nun im Bundeskanzleramt mit der 
Strategie „Gutes Leben“ geplant ist, scheint eher 
eine Strategie zur Ablenkung von diesen vorhan-
denen Nachhaltigkeitszielen zu sein, vor allem eine 
Ablenkung davon, dass die Entwicklungen im Hin-
blick auf viele Nachhaltigkeitsziele stagnieren oder 
sogar rückläufig sind, wie uns der Fortschrittsbe-
richt und der Indikatorenbericht zeigen. 

Wir Politiker, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
müssen ein lebenswertes Leben auf dieser Erde 
ermöglichen, nicht nur für alle, die heute hier leben, 
nein, auch für unsere Kinder und deren Kinder, und 
das nicht nur für uns in Deutschland. 



Dafür gibt es seit Rio 1992 die Agenda 21 und in 
Deutschland die Nachhaltigkeitsstrategie. Ab 
Herbst nächsten Jahres wird es sogar weltweite 
Nachhaltigkeitsziele geben: die SDGs. Da verglei-
chen wir nicht nur Zahlenreihen von Indikatoren 
und schauen auf irgendwelche blinkenden Lämp-
chen. Wir haben wirklich zu erreichende Ziele für 
die einzelnen Indikatoren festgelegt. Das steckt 
hinter unserer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, 
die wir bislang, unabhängig von den Farben der 
Regierung, regelmäßig fortgeschrieben haben. Da-
zu müssen wir kein gutes Leben neu erfinden. Las-
sen Sie uns besser die Ziele unserer vorhandenen 
Nachhaltigkeitsstrategie ernsthaft operativ umset-
zen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Fensterreden 
haben wir darüber schon genug gehalten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Vielen Dank. – Nächster Redner ist Andreas 
Jung, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD) 

Andreas Jung (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich möchte nicht auch noch eine Bemerkung 
zu der Uhrzeit, zu der diese Debatte stattfindet, 
machen und füge hinzu: Ich nehme es noch nicht 
einmal persönlich, dass der letzte Besucher gerade 
kurz vor meiner Rede die Tribüne verlassen hat, 

(Heiterkeit – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: So ein kleines 
bisschen Selbstwertgefühl muss einfach 
sein, ja!) 

sondern ich möchte, im Gegenteil, sagen: Es ist 
gut, dass wir diese Debatte über Nachhaltigkeit 
noch im Parlament führen. Nachhaltigkeit ist eine 
Daueraufgabe, und das heißt, zu jeder Tages- und 
Nachtzeit. 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir hätten das auch noch um halb 
eins gemacht!) 

Das heißt auch, dass es notwendig ist, dass es hier 
im Deutschen Bundestag ein Gremium wie den 
Nachhaltigkeitsbeirat gibt, das sich dauernd dieser 
Aufgabe widmet. Deshalb möchte ich zu Beginn an 
den Kollegen Carsten Träger anschließen und sa-
gen: Ja, es ist notwendig. 

Der Parlamentarische Beirat besteht jetzt zehn 
Jahre, und in dieser Dekade haben wir uns etab-
liert. Wir sind im parlamentarischen Betrieb nicht 
nur angekommen, sondern ich bin der Überzeu-
gung: Der Nachhaltigkeitsbeirat ist überhaupt nicht 
mehr wegzudenken. Deshalb müssen die Fraktio-

nen, müssen wir gemeinsam die Schlussfolgerun-
gen daraus ziehen und den Nachhaltigkeitsbeirat 
verstetigen, ihn in der Geschäftsordnung verankern 
und damit klarmachen: Nachhaltigkeit bleibt Dau-
eraufgabe, und der Nachhaltigkeitsbeirat wird sich 
im Deutschen Bundestag dauerhaft darum küm-
mern. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bei allem – das zeigt auch der Peer-Review, 
dass wir einiges erreicht haben – ist auch wahr, 
dass wir noch große Aufgaben vor uns haben. 
1992 – es wurde von Valerie Wilms angesprochen 
– fand die große Nachhaltigkeitskonferenz in Rio 
de Janeiro statt. Ich war noch auf der Schule, und 
mein Bundestagsabgeordneter war Hans-Peter 
Repnik. Er war stellvertretender Leiter der Delega-
tion von Klaus Töpfer, und er bekommt heute noch 
leuchtende Augen, wenn er vom Geist von Rio be-
richtet. Damals hat man in der Tat gedacht, dass 
es gelingt, nachdem der Gegensatz zwischen Ost 
und West aufgebrochen war, die Nord-Süd-
Probleme gemeinsam anzugehen und die Grund-
lagen für eine weltweite nachhaltige Entwicklung zu 
schaffen. 

Wenn wir uns mehr als 20 Jahre danach fragen, 
was eigentlich erreicht worden ist, dann lautet die 
Antwort: Es ist bisher nicht gelungen, diesen 
Schwung von Rio mitzunehmen. Es ist bisher im 
weltweiten Maßstab beschämend wenig erreicht 
worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Deshalb freuen wir uns darüber, dass die Peers 
würdigen, dass Deutschland eine Vorreiterrolle für 
nachhaltige Politik einnimmt. Wir nehmen es ernst, 
dass diese Vorreiterrolle auch für die Zukunft ein-
gefordert wird. Valerie Wilms hat ebenfalls bereits 
die internationalen Bemühungen angesprochen, zu 
weltweiten Nachhaltigkeitszielen in Weiterentwick-
lung der Millenniumsziele zu kommen. Das müssen 
wir erreichen. Hier muss Deutschland, hier muss 
sich Europa kraftvoll einbringen. 

(Dr. Valerie Wilms [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da sind wir auf einem gu-

ten Weg!) 

Wir müssen jetzt fortführen und zum Erfolg brin-
gen, was damals in Rio begonnen wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wer, wenn nicht die Europäische Union, soll da-
bei der entscheidende Antreiber sein? Dabei sehen 
wir als Nachhaltigkeitsbeirat noch Entwicklungsbe-
darf. Wir werden Anfang des Jahres in Brüssel sein, 
dort Gespräche führen und dafür werben, dass die 



Nachhaltigkeitsstrategie der Europäischen Union 
kraftvoll fortgeschrieben wird. Wir bedau-
ern, dass dies nicht selbstverständlich ist, und hof-
fen, dass unter dem jetzt zuständigen Vizepräsi-
denten Timmermans die richtigen Weichen gestellt 
werden können. Es ist notwendig. Europa muss 
hier eine drängende Rolle, eine Vorreiterrolle ein-
nehmen. Das beginnt damit, dass in Europa selber 
eine kohärente Nachhaltigkeitsstrategie umgesetzt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

In Deutschland – das ist in der Debatte ange-
sprochen worden; das zeigen uns die unterschied-
lichen Berichte – haben wir in vielen Bereichen 
Fortschritte zu verzeichnen, aber es gibt eben auch 
noch Bereiche, in denen wir besser werden müs-
sen. Der Nachhaltigkeitsbeirat hat sich vorgenom-
men, das Thema „nachhaltiges Wirtschaften“ in 
den Mittelpunkt der Arbeit der nächsten Jahre zu 
stellen. Da haben wir viel zu tun. Wir wollen auch 
den Blick darauf richten, was die Bundesregierung 
selbst macht. Wir haben erst gestern ein Papier 
zum Thema „nachhaltige Beschaffung“ beschlos-
sen, in dem wir sagen: Wenn wir das wollen, dann 
muss auch für den Bundestag und die Bundesre-
gierung 

(Dr. Valerie Wilms [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Auch im Bundestag!) 

das Elektroauto bzw. das Ökoauto zum Standard 
werden, weil nur dann Elektroautos in der Breite 
gefahren werden, dann müssen wir auch unsere 
bundeseigenen Immobilien sanieren, dann müssen 
auch Bundesverwaltung und bundeseigene Unter-
nehmen den Nachhaltigkeits-kodex unterschreiben 
und umsetzen, dann sind hier viele Aufgaben zu 
erledigen. Dafür wollen wir uns gemeinsam einset-
zen. 

(Beifall der Abg. Dr. Valerie Wilms 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Der Nachhaltigkeitsbeirat ist ein besonderes Gre-
mium. Wir arbeiten, wie gesagt wurde, konstruktiv 
zusammen und in den allermeisten Fällen auch 
einvernehmlich. So werden wir noch einiges errei-
chen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Hu-
bertus Zdebel [DIE LINKE]) 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 18/3214 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie 
damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen 

. 

 


